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Text 

Durchführung der Sicherheitsüberprüfung 

§ 55b. (1) Außer in den Fällen des § 55a Abs. 1 Z 2 und Abs. 2 Z 2 ist eine Sicherheitsüberprüfung 
nur auf Grund der Zustimmung und einer Erklärung des Betroffenen hinsichtlich seines Vorlebens und 
seiner gegenwärtigen Lebensumstände (Sicherheitserklärung) durchzuführen. Die Zustimmung muß auch 
für die Übermittlung des Ergebnisses der Überprüfung an den Dienstgeber oder die anfragende Behörde 
vorliegen. Der Bundesminister für Inneres hat Muster der Sicherheitserklärung einschließlich der 
Zustimmungserklärung entsprechend den Geheimschutzstufen (§ 55 Abs. 3) mit Verordnung zu erlassen. 
Die Sicherheitserklärung eines Menschen, der Zugang zu streng geheimer Information erhalten soll, hat 
die Überprüfung auch jener Menschen vorzusehen, die mit dem Geheimnisträger im gemeinsamen 
Haushalt leben und volljährig sind. 

(2) Sicherheitsüberprüfungen auf Grund eines Ersuchens einer internationalen Organisation oder in 
bezug auf Funktionen bei einem obersten Organ des Bundes sind dem Bundesminister für Inneres 
vorbehalten. 

(3) Soweit die Ermächtigung, eine Sicherheitsüberprüfung durchzuführen, eine erweiterte 
Ermittlungsermächtigung (§ 55 Abs. 4) einschließt, haben sich die Ermittlungen auf die Überprüfung der 
Angaben des Betroffenen in der Sicherheitserklärung zu beschränken. Widersprechen die Ergebnisse 
solcher Ermittlungen den Angaben des Betroffenen, so ist diesem Gelegenheit zu einer Äußerung zu 
geben. 
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(4) Die Sicherheitsbehörden sind ermächtigt, von den Dienststellen der Gebietskörperschaften, der 
anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts und der von diesen betriebenen Anstalten Auskünfte zu 
verlangen, die sie zur Überprüfung der Angaben des Betroffenen in der Sicherheitserklärung benötigen. 
Die ersuchte Stelle ist verpflichtet, die Auskunft zu erteilen; eine Verweigerung der Auskunft unter 
Berufung auf eine Auskunftsbeschränkung ist in solchen Fällen nur zulässig, wenn diese sowohl dem 
Betroffenen als auch Sicherheitsbehörden gegenüber gilt. 

(5) In den Fällen des § 55a Abs. 2 Z 3 und Z 3a hat das Unternehmen, das um die Durchführung der 
Sicherheitsüberprüfung ersucht hat, deren Kosten zu tragen. Hiezu hat der Bundesminister für Inneres mit 
Verordnung Pauschalsätze zu bestimmen, die dem durchschnittlichen Aufwand einer 
Sicherheitsüberprüfung je nach der Geheimschutzstufe (§ 55 Abs. 3) entsprechen. Die 
Sicherheitsüberprüfung ist nach der Entrichtung der Gebühr durchzuführen. 
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